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Im Vorzimmer

Sibel Arslan.
Grünes Bündnis

Ursula Metzger.
SP

«Unsere Nati hat nicht ihr
bestes Spiel gezeigt»

«Von der Leistung
der Nati bin ich ent-
täuscht. Beide
Mannschaften
haben mit Sicher-
heit nicht ihr bestes
Spiel gezeigt. Trotz-
dem bin ich über-
zeugt, dass wir die
vier fehlenden
Punkte holen wer-
den und uns defini-

tiv für die EM qualifizieren. Gegen San
Marino hoffe ich auf einen Sieg und
gegen Estland liegt mindestens ein
Unentschieden drin.»

«Die Schweiz hat gut
gespielt»

«Die Schweiz hat
meiner Meinung
nach gut gespielt,
und das Endresul-
tat war entspre-
chend enttäu-
schend. Ich muss
gestehen, ich war
beinahe froh, dass
Embolos persönli-
che Leistung nicht
wie gewohnt her-

ausragend war, so bleibt er dem FC
Basel vielleicht noch etwas länger
erhalten. Die Schweiz wird sich aber mit
Sicherheit für die EM qualifizieren.»

«Sich jetzt nicht
unterkriegen lassen»

«Ich bin eigentlich
überhaupt kein
Fussballfan. Das
Spiel habe ich
daher nur am
Rande verfolgt und
später auf Face-
book den finalen
Spielstand aufge-
schnappt. Das 0:2
ist natürlich ernüch-
ternd. Die Schwei-

zer Nati soll sich davon aber nicht
unterkriegen lassen. Jetzt noch einmal
gewinnen und einmal unentschieden –
das ist realistisch.»

«Gegenüber den Grossen
zu ehrfürchtig»

«Die Leistung war
nicht schlecht. Es
fehlt an der Sturm-
spitze aber an Leu-
ten, die Tore
schiessen. Das
Problem ist viel-
leicht auch, dass
man sich gegen-
über kleineren Geg-
nern überheblich
verhält und gegen-

über den Grossen zu ehrfürchtig agiert.
Wenn wir die Qualifikation nicht schaf-
fen, muss ich sagen, haben wir sie auch
nicht verdient.»

«Gut gespielt, aber leider
nicht gewonnen»

«Ich konnte das
Spiel aufgrund
einer Sitzung leider
nicht verfolgen. Im
Nachhinein habe
ich mir allerdings
Zusammenfassun-
gen dazu ange-
schaut. Die Nati hat
gut gespielt, aber
leider nicht gewon-
nen. Einen Sieg

gegen San Marino erachte ich als mög-
lich. Es kann doch nicht sein, dass
Österreich sich qualifiziert und die
Schweiz nicht!»

Das sagenGrossräte zur 0:2-NiederlagederSchweizerNati gegenEngland

Parzellen verschoben
Bereinigung von Finanz- und Verwaltungsvermögen

VonMarkus Vogt

Basel. Der Grosse Rat hat vier Parzel­
len, welche bisher dem Verwaltungs­
vermögen zugeordnet waren, in das
Finanzvermögen transferiert, und zehn
Parzellen, die bisher dem Finanzvermö­
gen zugeordnet waren, in das Verwal­
tungsvermögen übertragen. Dazu
wurden zwei Gebäude, die auf einer
Parzelle des Verwaltungsvermögens
stehen, vom Finanzvermögen ins Ver­
waltungsvermögen übertragen. Diese
Verschiebungen wurden alle im Stim­
menverhältnis von circa 75 zu 9 be­
schlossen, gegen Stimmen des Grünnen
Bündnisses.

Sämtliche Liegenschaften, die im
Eigentum des Kantons Basel­Stadt oder
der Stadt Basel stehen, sind entweder
dem Finanzvermögen oder dem Ver­
waltungsvermögen zugeordnet. Bei Lie­
genschaften im Verwaltungsvermögen
liegt die Verfügungskompetenz beim
Grossen Rat, bei denjenigen im Finanz­
vermögen liegt diese Kompetenz beim
Regierungsrat. Im Verwaltungsvermö­
gen befinden sich diejenigen Liegen­
schaften, die unmittelbar der Erfüllung
öffentlich­rechtlich festgelegter Verwal­
tungs­ respektive Staatsaufgaben die­
nen, und zwar auf längere Zeit. Dies

betrifft zum Beispiel Schulhäuser oder
Gerichtsgebäude. Im Finanzvermögen
befinden sich dementsprechend die­
jenigen Liegenschaften, die nicht der
Erfüllung einer staatlichen Aufgabe die­
nen. Diese können ohne Beeinträchti­
gung einer dem Staat übertragenen
Aufgabe veräussert werden.

Für öffentliche Aufgaben
Das alles ist im Finanzhaushalts­

gesetz geregelt. Dort steht unter ande­
rem auch, dass Vermögenswerte des
Verwaltungsvermögens in das Finanz­
vermögen zu übertragen sind, falls sie
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben
dauernd nicht mehr benötigt werden.
Darum sind hin und wieder Liegen­
schaften vom einen ins andere «Ver­
mögen» zu verschieben.

Der Grosse Rat hat nun vier Parzel­
len vomVerwaltungs­ ins Finanzvermö­
genübertragen.Die Parzellen liegen an:
Petersgasse, Bruderholzweg und Peter­
Merian­Strasse(zwei). Elf weitere Par­
zellen gehen den umgekehrten Weg.
Diese liegen an: Gustav­Wenk­Strasse,
Spalenvorstadt, Klosterberg, Gellert­
strasse, Kleinhüningerstrasse, Magden­
strasse, Cecile­Ines­Loos­Anlage, Batte­
rieweglein (zwei), Hummelweglein
undWasserturm­Promenade.

VerhalteneDebatteüberdieBKB
Der Grosse Rat redete über die Vorkommnisse bei der Kantonalbank, ohne viel zu wissen

VonMarkus Vogt

Basel. Der Grosse Rat diskutierte zwar
den Bericht seiner Geschäftsprüfungs­
kommission (GPK) zu den verschiede­
nen Verfehlungen der Basler Kantonal­
bank (BKB) sowie ihrer Tochter Bank
Coop, die in den letzten Jahren für viel
Wirbel gesorgt hatten.

Die Diskussion blieb allerdings an
der Oberfläche. Zum einen, weil die
Beratung des neuen Kantonalbank­
Gesetzes bald bevorsteht und dann im
Parlament ohnehin eine inhaltliche
Debatte über die kantonseigene Bank
geführt werden muss. Zum anderen,
weil nicht genügend Fakten auf dem
Tisch lagen: Die GPK bekam, obwohl sie
eine Oberaufsichtskommission ist,
nicht wie gewünscht Zugang zu den
Akten, um sich ein wirkliches Bild von
den Geschehnissen machen zu können.
Die eidgenössische Finanzmarkt­
aufsicht (Finma) hatte Vorrang – dies
war auch die Instanz, die Sanktionen
aussprechen konnte.

Keine kriminelle Energie
Diese Ausgangslage beschrieb

Michael Koechlin (LDP), der in der GPK
die untersuchende Subkommission
geleitet hatte. Die GPK sei eben nicht
die Finma und habe auch nicht die
Instrumente und Kompetenzen dieser
eidgenössischen Behörde. Nie sei es
darum gegangen, der Bank irgendwie
zu schaden, und alle Vorkommnisse
seien zwar unschön gewesen, doch bei
keinem sei kriminelle Energie dahinter­
gestanden. Einige Themen seien erle­
digt worden, bei anderenwie demUSA­

Geschäft sei der Ausgang noch immer
nicht ganz klar.

Der Grosse Rat müsse auch selbst­
kritisch sein, mahnte Koechlin: Die
Kontrolle über die Bank sei lasch gewe­
sen, auch durch das Parlament; es habe
allgemein Gutgläubigkeit geherrscht,
und die Informationsflüsse seien wohl
ungenügend gewesen. «Die Existenz
der Finma befreit den Kanton nicht von
der Oberaufsichtspflicht», fügte er noch
an. Ins Detail konnte er dann eben nicht

gehen, auch weil die Kommissionsmit­
glieder Schweigeverpflichtungen unter­
schreibenmussten.

Das Bankenwesen sei speziell,
erklärte Regierungsrätin Eva Herzog.
Spezielle Vorkommnisse der BKB zu
untersuchen, sei nicht Sache der GPK,
sondern der Finma, und die habe ihre
Arbeit getan. Dass vom Kanton respek­
tive vomParlamentOberaufsicht ausge­
übt werde, sei zwar schon richtig, doch
die Finma gehe vor.

Die GPK habe ihre Aufgabe nicht
wie gewünscht wahrnehmen können,
klagte Erich Bucher (FDP), selber Kom­
missionsmitglied. Im Rückblick meine
er, dass die Einsetzung einer PUK (Par­
lamentarische Untersuchungskommis­
sion) wohl gescheiter gewesen wäre.
Ohne Akteneinsicht könne die GPK
nicht herausfinden, ob etwa das Finanz­
departement oder die Regierung die
Bank genügend kontrolliert hätten.

Jetzt gelte es vorwärtszuschauen,
erklärte Tanja Soland (SP). Der aktuelle
Bankrat habe den richtigen Weg ein­
geschlagen. Aufsichtsfragen stünden
heute nicht im Vordergrund. Im neuen
Bankgesetz sei jedoch Klarheit zu schaf­
fen, zumBeispiel in SachenVerantwort­
lichkeiten oder Zweck der Bank.

Die GPK sei klar an ihre Grenzen
gestossen, stellte Mirjam Ballmer (GB)
fest. Viele Fragen blieben offen, weil
nicht alle Dokumente eingesehen wer­
den konnten. Ballmer kritisierte, die
Zusammensetzung der untersuchenden
Subkommission sei nicht ausgewogen
gewesen. Joël Thüring (SVP) sah die
Bank auf gutem Weg. Beim neuen Kan­
tonalbank­Gesetz gebe es einiges zu
regeln, dafür liefere der GPK­Bericht
eine gute Basis. Michael Koechlin fügte
bei, im neuen BKB­Gesetz seien die Ver­
antwortlichkeiten und die Strukturen
der Bank zu klären. Der Rat nahm den
GPK­Bericht zustimmend zur Kenntnis.

WeiterePlanung
inEtappen
Wessels zur Dreispitz-Zukunft

Basel. Den Planungspartnern im Drei­
spitz sei es nicht gelungen, die Beden­
ken der Baurechtsnehmer gegenüber
der Nutzungsplanung auszuräumen,
erklärte Baudirektor Hans­Peter Wes­
sels auf eine Interpellation von Andrea
Knellwolf (CVP). Die Planung Dreispitz
wurde gemeinsam getragen von der
Christoph Merian Stiftung, den Kanto­
nen Basel­Stadt und Baselland sowie
der Gemeinde Münchenstein. Eines der
Ziele des städtebaulichen Rahmenver­
trags sei es gewesen, die Planung mit
für alle Parteien wirtschaftlichen Rah­
menbedingungen zu lancieren. Letztes
Jahr kameine vonderChristophMerian
Stiftung in Auftrag gegebene Studie
zum Schluss, dass die Entwicklung im
Dreispitz, wie ursprünglich vorgesehen,
für die Stiftung als Grundeigentümerin
nicht genügendwirtschaftlich ist.

Die Abstimmung der vielseitigen
Interessen habe zu einem Entwurf der
Nutzungsplanung mit teilweise sehr
komplexen Regelungen geführt. Dies
auch wegen des langen Transformati­
onszeitraums und der unterschied­
lichen Gesetzgebungen von Basel­Stadt
undMünchenstein. Umdiese Komplexi­
tät zu reduzieren, erfolgt die Entwick­
lung nun etappiert.mv

Initiative sofort
vors Volk
Bodeninitiative zum Zweiten

VonMarkus Vogt

Basel.Die Volksinitiative «NeueBoden­
initiative (Boden behalten und Basel
gestalten!») oder kurz Bodeninitiative
ist vom Grossen Rat für rechtlich zuläs­
sig erklärt worden. Sie soll dem Volk
sofort zur Abstimmung unterbreitet
werden, beschloss der Rat.

Das mit 3065 gültigen Unterschrif­
ten zustande gekommene Volksbegeh­
ren verlangt, dass der Kanton Grund­
stücke grundsätzlich nicht mehr ver­
kaufen und das Land an Dritte im Bau­
recht abgeben soll. Das Anliegen ist
nicht neu, die erste Bodeninitiative
wurde im Jahr 2012 eingereicht. Die
Initianten sahen einenTeil ihrer damali­
gen Forderungen durch das Wohn­
raumfördergesetz erfüllt. Der damalige
regierungsrätliche Gegenvorschlag zur
Initiative wurde vomGrossen Rat in der
Folge abgelehnt und die Bodeninitiative
zurückgezogen.

Mit der Neuauflage der Bodeninitia­
tive wollen die Initianten nun den
damaligen regierungsrätlichen Gegen­
vorschlag als Initiative dem Volk vorle­
gen und ihrem Anliegen, dass grund­
sätzlich kein Land verkauft werden soll,
Nachachtung verschaffen.

Nachrichten

Gerichtspräsident
Wohlfart tritt zurück

Basel. Appellationsgerichtspräsident
Heiner Wohlfart (FDP) hat auf Ende
Jahr seinen Rücktritt eingereicht, ver-
kündete Grossratspräsidentin Elisa-
beth Ackermann (GB) zu Beginn der
Sitzung. Damit wird eine Nachwahl für
dieses Präsidium nötig. Ebenfalls den
Rücktritt eingereicht hat Isabelle Egli
Budelacci als Ersatzrichterin am Straf-
gericht. Sie ist aus dem Kanton
weggezogen.

Mehr Baselbieter
Juristen zu erwarten
Basel. Justiz- und Sicherheitsdirektor
Baschi Dürr erwartet, dass wegen des
Baselbieter Sparpakets künftig mehr
Juristen aus dem Nachbarkanton ihre
Volontariate in der Stadt absolvieren
werden. Dies sagte er in seiner Antwort
auf eine entsprechende Interpellation
von FDP-Grossrat David Jenny. Die
Baselbieter Regierung hat beschlos-
sen, die Volontariatsstellen beim Kan-
ton massiv zu kürzen. «Schlaumeier»,
nervte sich Jenny gestern. «Die Ausbil-
dungskosten werden auf unseren Kan-
ton abgewälzt.»

Parlament gibt
sichmehrMacht
Kompetenzen ausgebaut

Von Jonas Hoskyn

Basel. Seine gestrige Nachmittags­
sitzung benötigte der Grosse Rat für
interne Kompetenzfragen. Hauptsäch­
lich ging es um die Frage, welche Mög­
lichkeiten das Parlament hat, um Ände­
rungen anzuregen oder durchzusetzen.

Die gestrige Diskussion ging zurück
auf einen parlamentarischen Vorstoss
des jetzigen FDP­Nationalrats Daniel
Stolz. Für ihn steht das Kantonsparla­
ment als Milizparlament mit ungleich
kürzeren Spiessen einer viel stärkeren
Verwaltung gegenüber. Gesetze wür­
den äusserst selten vom Parlament
verfasst und das von der Verwaltung
vorgelegte Budget jeweils höchstens im
Promille­Bereich verändert, kritisierte
Daniel Stolz.

Bei Umsetzung mitreden
Diskutiert wurde gestern vor allem

über das parlamentarische Mittel der
Motion. Diese ist das stärkste parlamen­
tarische Instrument. Mit ihr können
Parlamentarier die Regierung etwa zu
einer Änderung oder zur Schaffung
eines Gesetzes verpflichten. Neu kann
das Parlament den Regierungsrat auch
zwingen, eine Verordnung zu erlassen
oder zu ändern.Damitwerdendie Kom­
petenzen des Parlaments deutlich aus­
gebaut, und es kann nun auch bei den
Details zur Umsetzung der Beschlüsse
mitreden.

Doch eigentlich wollte das Ratsbüro
noch deutlich weitergehen. So sollte
das Parlament auch bei Entscheiden
mitreden können, die verfassungsmäs­
sig in die Kompetenz des Regierungs­
rats fallen, etwa bei der Organisation
der Verwaltung. Dieser Vorschlag fand
aber keineMehrheit.

Wieder Kredit. Direktionspräsident Guy Lachappelle (links) und Andreas Sturm
in seiner Funktion als Bankratspräsident positionieren die BKB neu. Foto Stefan Leimer

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus
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